
Indi en 
Di e Ho:ffnung auf einen 
Gene:rationenwechsel 

In der grõssten Demokratie wãhlen 800 
Millionen Bürgerinnen und Bürger ein 
neues Parlament. Vor allem die Mittel­
ldasse hofft auf einen Wandel. - Seite 7 

Mindesdohne . 
Di e Debatte beginnt 
be.reits zu wi:rl{en 

Schon vor der Abstimmung haben meh­
rere Unternehmen ihre Tiefstlõhne an­
gehoben un d zum Teil in Gesamtarbeits­
vertrãgen festgeschrieben. - Seite 11 

Internet 
Di e Siche:rheitslücke 
wi:rd imme:r g:rõsse:r 

Die Sicherheitslücke «Heartbleed» bei 
der Verschlüsselungstechnik OpenSSL 
kõnnte Hunderttausende von Websites 
betreffen. - Seiten 13 und 19 

Eishockey 
Favo:ritensieg fü:r Biel, de:r ZSC 
gewimlt die Halbfinal-Belle 

Biel entscheidet das erste Spiel der Liga­
qualifikation deutlich zu seinen Guns­
ten, die ZSC Lions besiegen Servette und 
ziehen in den Final ein. - Seite 17 
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Di e politische Bildung an d en Schulen wird vernachlassigt. 

Anja líi!I!Jrri 11111d Beat Metzler 

Die Vollcsabstinimung am 9. Februar hat 
es gezeigt: Nur ein Bruchteil der unter 
30-Jãhrigen beteiligt sich an politischen 
Entscheidungen. Bloss 17 Prozent dieser 
Altersgruppe hat über di e SVI>-Initiative 
zur ·Masseneinwanderung abgestimmt. 
Seit der EWR-Abstimmung 1992 driftet 
die Stimmbeteiligung zwischen Alt und 
Jung auseinander. Politiker und Wissen­
schaftler orten grosse Defiz:lte in der 
politischen Bildung an den Schulen. 

Sie kritisieren in diesem Zusammen­
hang den Lehrplan 21. Zwar sei politische 
Bildung ein Thema, aber bloss ein unter­
geordnetes: Sie wird verschiedenen Fã­
chem und Themen angegliedert. Damit 

sei das Thema «dazu verurteilt, vernach­
lãssigt zu werden», sagt Professorin Béat­
rice Ziegler von d er Universitãt Zürich. 

Der Berner SP-Stãnderat Hans Stõckli 
sagt: «Die direlcte Demolcratie fâllt nicht 
vom Himmel.» Als Prãsident der Neuen 
Helvetischen Gesellschaft (NHG) treibt 
Stõckli eine politische Bildungso:Ífensive 
'roran. Die Organisation hat einen 
100-Punkte-Plan mit dem Ziel verabschie­
det, ein nationales Kompetenzzentrum 
für politische Bildung zu etablieren. Zur­
zeit sei man daran, Verbündete zu suchen, 
sagt Stõckli. Im Juni lãdt di e NHG alle Bun­
deshausfralctionen zu einem Treffen ein. 
Ei.t1 parlamentarischer Vorstoss soll den 
Plãnen Schub verleihen. Das Parlament 
zeigte sich in der Vergangenheit offen ffu 

Ein Mystiker Videokunst bespielt Bern 
r 

l 
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solche Anliegen. Im Dezember erteilteder 
Nationalrat dem Staatsselcretariat für Bil­
dung, Forschung und Innovation d en Auf­
trag, einen Bericht zur politischen Bildung 
zu erstellen. 

Jungpairteien legen zu 
Entgegen dem Trend an der Urne boo­
men die Jungparteien in der Schweiz. 
Die }uso etwa konnten ihre Mitglieder­
zahl seit 2008 auf 3159 verdreifachen. 
Aus dem Erfolg kõnne man aber n ur be­
dingt auf die Politisierung der Jugend 
schliessen, sagen. di e PrãsideJ?.ten d er 
Nachwuchsparteien. Den Aufstieg hãtc 
ten sie einem professionelleren Auftre­
ten und permanenter Mobilisierung zu 
verdanken. - Seiten 2 und 3 

Es liegt in der Natur einer Abstim­
IDlliJ.g, dass es um die Zukunft geh 
Doch daran teil nehmen vor allem 
j ene, die mehr Vergangenheit als 
Zukunft haben. 82 Prozent d er 60-
69-Jãhrigen stimmten im Februar · 

die SVP-Initiative ab. Bei den unte. 
30-Jãhrigen waren es gerade einm 
17 Prozent. Hinzu kommt, dass sic 
Generationencharakter verãndert 
was die Situation noch paradoxer 
macht: Waren früher di e }ungen n 

lis eh, sin d es laut Altersforscher F1 
çois Hõpflinger heute die Alten. D( 
Rentnerrebell ist misstrauisch geg1 
über Behõrden und Politik, überzE 
dass früher alles besser war - un d 
getrieben von der Angst, dass er e1 
verlieren kõnnte. 

N un ist die Flucht d er Jungen in 
Abstinenz selbst gewãhlt. Also sin e 

diese au eh nicht zu bedauern, wer: 
andere über.die Zukunft befinden. 
Trotzdem fragt man sich: weshalb 
Abstinenz? Ist das Abstimmungspr 
dere zu umstãndlich, zu wenig mo 
dern? Das kann nicht d er Grund SE 

Entscheidend ist doch nicht, wie v 
Klicks es zum Abstimmen braucht. 
Entscheidend ist, o b jemand berei 
sích mit einer Vorlage zu befassen. 
Fehlt es also am Staatskundeunter· 
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l die Installationen des Videomeisters Bill Viola. Der 63
·
-jahrige Amerikaner 

n mit existenziellen und spirituellen Themen menschlicher Grunderfah-
m Berner Münster (Bild) un d im Kunstmuseum Bern. (lclb) -Sei te 29 

Bolivien schicl<:t ho h en Politil<:er 

Es liegt in der Natur einer Abstim­
rnung, dass es um die Zukunft geht. 
Do eh daran teil nehmen vor allem 
j ene, di e mehr Vergangenheit als 
Zukunft ha ben. 82 Prozent d er 60- bis 
69-Jahrigen stimmten irn Februar über 
die SVP-Initiative ab. Bei den unter 
30-Jahrigen waren es gerade einmal 
17 Prozent. Hinzu komrnt, dass sich der 
Generationencharakter verandert hat, 
was di e Situation noch paradoxer 
rnacht: Waren früher die ]ungen rebel-
lisch, sind es !aut Altersforscher Fran-
çois Hopflinger heute di e Alten. Der 
Rentnerrebell ist misstrauisch gegen-
über Behorden und Politik, überzeugt, 
dass früher alles besser war - un d 
getrieben von der Angst, dass er etwas 
verlieren kõnnte. 

N un ist die Flucht d er Jungen in die 
Abstinenz selbst gewahlt. Also sind 
di ese au eh nicht zu bedauern, werin 
an dere über die Zukunft befinden. 
Trotzdern fragt man si eh: weshalb di e 
Abstinenz? Ist das Abstirnmungsproze­
dere zu umstandlich, zu wenig mo­
dern? Das kann nicht d er Grund sein. 
Entscheidend ist doch nicht, wie viele 
Klicks es zum Abstimmen braucht. 
Entscheidend ist, o b jemand bereit ist, 
sich mit einer Vorlage zu befassen. 
Fehlt es also am Staatskundeunter-
richt? Gewiss ware mehr Engagement 
d er Schule erwünscht - do eh Gleiches 
gilt für die Eltern: Wenn am Esstisch 
ni e über Politik geredet wird, wenn 
Eltern sich ni e zusammen mit ihren 
Kindern über ein Abstirnmungscouvert 
beugen, dann ha ben au eh engagierte 
Lehrer einen schweren Stand. 

Studien zeigen, dass di e meisten 
jungen Menschen für si eh persõnlich 
optimistisch sind- si e ha ben in d er 
Schweiz au eh Grund dazu: Si e profitie­
ren von einern guten Bildungssystem, 
einer erfolgreichen Volkswirtschaft 
und einem gesunden Arbeitsmarkt. 
Doch offenbar fehlt das Bewusstsein, 
dass di ese Faktoren von d er Politik 
mitgestaltet werden. óffentliche und 
private Sphiire sind keine getrennten 
Welten, sondern stehen in direkter 
Beziehung. W er mõchte, dass sich 
sein e individuellen Hoffnungen erfül­
Ien, sollte also das Couvert õffnen und 
abstimmen. Sonst steht er eines Mor­
gens auf un d rnerkt, dass sich sein 
Traum von einem Erasmus-Studienjahr 
im Ausland verflüchtigt hat, ohne das s 
er selbst etwas dazu gesagt hat. 
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Thema 

jugend ohne Politik 

Di e Stimmbeteiligung von Jung und Alt driftet auseinander 

Stimmbeteiligung an Volksabstimmungen in%, Stichprobenfehler fOr di e unter 30· J�hrigen bei +1-7% 
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D er Ruf na eh mehr 
politischer Bildung 
verhallt seitjahren 
Allen ist ldar: Keine direkte Demokratie ohne 
Staatskunde. Trotzdem harzt es genau damit. 

Anja Burri 

<<Weniger Worte, mehr Taten», forderte 
Pierre Maudet, Prãsident d er Eidgenos­
sischen Kommission für Kinder- und 
Jugendfragen, schon vor fast zehn Jah­
ren. Damals rief der Europarat das 
<<Jahr der politischen Bildung» aus. 
Wenn das Interesse der Jugendlichen an 
der Politik gesteigert werden solle, 
brauche es konkrete Massnahmen, 
sagte Maudet im Jahr 2005. Fünf Jahre 
spãter bestãtigten Wissenschaftler die­
sen Befund. In einem Vergleichstest 
unter 37 Lãndern zum politischen Wis­
sen un d Verstehen schnitten di e Schwei­
zer Jugendlichen zwar überdurch­
schnittlich gut ab und belegten hinter 
Lãndern wie Finnland und Dãnemark 
Rang5. Trotzdem verfügte jeder vierte 
Schweizer Schüler über ungenügende 
Kenntnisse. 

Kein politisches Selbstvertrauen 
Beim Zutrauen in die eigenen politischen 
Fãhigkeiten landeten ausgerechnet die 
Jugendlichen aus der Schweiz - dem 
Land der direkten Demokratie - auf den 
hintersten Plãtzen. Die Schweizer Schü­
ler hãtten es sich zum Beispiel eh er nicht 
zugetraut, vor der Klasse über ein sozia­
les oder politisches Thema offen zu spre­
chen, schrieben die Forscher. Und sie 
folgerten: <<Wenn politischer Unterricht 
dem Zufall überlassen wird, so ist das ein 
unverantwortliches Erziehungshan­
deln.» Die Schule müsse dringend Raum 
schaffen für die politische Bildung. 

Heute, noch einmal vier Jahre spãter, 
wird im Gesprãch mit Wissenschaftlern, 
Lehrern und Politikern kiar: An dieser 
Situation hat sich wenig geãndert. <<Die 
politische Bildung in der Schule hãngt 
nach wie vor vom Engagement des ein­
zelnen Lehrers ab», sagt Christian Fall­
egger, Gymnasiallehrer aus Luzern. Das 
sei fatal. <<Demokratie kann man nur le­
ben, wenn man sie gelernt hat.» 

Fallegger war zwischen 2004 und 
2007 an einer Arbeitsgruppe des Bundes 
beteiligt. Deren Bemühungen, die politi­
sche Bildung der Kantone zu koordinie­
ren, seien versandet. <<Jetzt brãuchte es 
den politischen Willen von Bund und 
Kantonen und eine gesetzliche Grund­
lage», sagt er. <<Graswurzel-Projekte» wie 
zum Beispiel die Onlineabstimmungs­
hilfe Easyvote von Jugendlichen für 

jugendliche seien vielversprechend, 
müssten aber besser bekannt gemacht 
un d koordiniert werden. Dazu brauche 
es eine zentrale, verantwortliche Stelle. 

Initiative für Bildungszentrum 
Genau dies schwebt dem Berner SP­
Stãnderat Hans Stocldi vor. Als Prãsident 
der Neuen Helvetischen Gesellschaft 
(NHG) treibt er eine politische Bildungs­
offensive voran. Zum 100-Jahr-Jubilãum 
hat die Organisation kürzlich einen 
100-Punkte-Plan verabschiedet. Ziel ist 
es, in Zusammenarbeit mit dem Bund, 
den Kantonen, Parteien und privaten 
Organisationen ein nationales Kompe­
tenzzentrum für die politische Bildung 

zu etablieren. Zurzeit sei man daran, 
Verbündete zu suchen, sagt Stockli. Im 
J uni lãdt die NHG Vertreter aller Bundes­
hausfrald:ionen zu einem Treffen ein. 

Als konkrete Massnahme lanciert die 
NHG das Projekt Abstimmungsbeo bach­
ter: Sie lãdt]ugendliche ein, am Abstim­
mungstag als <<Wahlbeobachten> hinter 
die Kulissen von Bund, Kantonen und 
Gemeinden zu schauen. 

Z u wenig Platz im Lebrplan 21 
Auch der Lehrplan21, der zum ersten 
Mal für alle Deutschschweizer Schüler 
die gleichen Lernziele festlegt, themati­
siert die politische Bildung. Fachleute 
reagieren allerdings ernüchtert auf den 
Entwurf. Der Hauptkritikpunkt betrifft 
die <<mangelnde Prioritãt»: Die politi­
sche Bildung ha be keinen fixen Platz. Si e 
werde je nach Stufe verschiedenen 
Fãchern und übergeordneten Themen 
zugeordnet. <<Eine Thematik ohne Stun­
denzuteilung ist dazu verurteilt, ver­
nachlãssigt zu werden», sagt Béatrice 
Ziegler, Titularprofessorin der Universi­
tãt Zürich, Professorin für Geschichte 
und Geschichtsdidaktik an der Pãdago­
gischen Hochschule Nordwestschweiz 
sowie Co-Leiterin des Zentrums für De­
mokratie Aarau. Sie war als Mitglied der 
Lehrplangruppe Bildung für Nachhal­
tige Entwicklung (BNE) an der Entste­
hung des Lehrplans 21 beteiligt. 

Ziegler kritisiert den Lehrplan 21 für 
di e ãlteren Schüler: Ab d er 7. Klasse ver­
mittle dieser zwar Werte wie Menschen­
rechte und Demokratie. Die Schüler 
lernten a b er nicht, als Bürger am politi­
schen System der Schweiz teilzuneh­
men - abzustimmen, zu wãhlen oder 
sich politisch zu engagieren. Dafür brau­
che es einen Grundstock an Wissen 
über das politische System Schweiz un d 
praxisnahen Unterricht, in dem man 
etwa die Entstehung eines Gesetzes 
durchspielen kõnne. 

Ziegler schlãgt vor, in der 8. und 
9. Klasse je eine Projektwoche für poli­
tische Bildung zu reservieren. Die Pro­
fessorin rechnet nicht damit, dass die 
verantwortlichen Deutschschweizer 
Erziehungsdirektoren (D-EDK) bei der 
Überarbeitung des Lehrplans 21 der 
politischen Bildung mehr Platz einrãu­
men werden. Dafür gebe es zu wenig õf­
fentlichen Druck. Heute stellt die D-EDK 
in Zürich den Fahrplan zur Über­
arbeitung vor. 

!m Zuge des neuen Lehrplans ent­
steht bis Ende 2016 auch ein neues Lehr­
mittel für Geschichte un d politische Bil­
dung. Dieses wird unter anderem die im 
Lehrplan vorgesehenen Themen Demo­
kratie, Menschenrechte und das Verhãlt­
nis der Schweiz zu Europa abdecken, 
wie Historiker und Projektleiter J an Ho­
de! von der Pãdagogischen Hochschule 
N ordwestschweiz sagt. <<Hãufig erfahren 
Jugendliche Politik als etwas, das über 
ihre Kopfe hinweg passiert», sagt er. Die 
Schule habe die Aufgabe, den Übergang 
vom unbeteiligten Zuschauer zum Teil­
nehmer zu begleiten. <<Das ist schwieri­
ger, als es tont.» 

N ur 17 Prozent d er unter 30-Jahrigen haben sich an d er Abstimmung über 
Na eh demja sin d viele junge über ihre Abstinenz erschrocken. Dabei gibt 

W er schweigt, ist einverstanden. Und 
wer si eh nicht an der Politik beteiligt, 
nimmt die Verhãltnisse so, wie sie sind. 
Di e dramatisch gesunkene Beteiligung 
junger Menschen an politischen Abstim­
mungen in der Schweiz illustriert damit 
n ur d en grosseren Befund, wie ihn das 
aktuelle Jugendbarometer formuliert, 
das di e Credit Suisse gemeinsam mit dem 
politischen Forschungsinstitut GFS in 
Bern jeweils im Herbst aufdatiert: Es 
gebe keine Anzeichen einer Auflehnung 
der Jugendlichen im politischen Sinn. 
Und: <<Das Vertrauen in das Schweizer 
Staatswesen ist gegeben und sogar 
tendenziell steigend.» Nur 4 Prozent der 
Jugendlichen zwischen 16 un d 25 Jahren 
sagten, das politische System des Lan­
des benotige Reformen. 

Es erscheint logisch: W o immer mehr 
junge Le u te d em Staat vertrauen, sinkt 
ihr politisches Engagement. Doch selbst 
wenn dieser Schluss richtig ist, beant­
wortet er nicht die Frage, woher das 
piOtzliche Vertrauen der jungen Genera­
tion in di e politischen Akteure kommt. 
Dass mit diesem Vertrauen etwas nicht 
stimmen konnte, dafür gibt ein Kom­
mentar einen ersten Hinweis, den 
Projektleiter Lukas Golder zum]ugend­
barometer gegeben hat: <<Es fehlt etwas 
d er Willen, für di e Gesellschaft verstãrkt 
Verantwortung zu übernehmen.» 

Anf «Politikdistam:>> gegangen 
Deutlicher wird Beate Grossegger, 
Leiterin des Instituts für Jugendkultur­
forschung in Wien: <<]unge Menschen 
sin d vor allem dann bereit, sich zu 
engagieren, wenn sie aus ihrem Engage­
ment einen konkreten personlichen 
Nutzen ziehen konnen.» Sie kãmpfen 
also gegen h6here Studiengebühren 
oder gegen beengende Nachtruhege­
setze. Aber sie nehmen kaum an Abstim­
mungen teil, wie der 9. Februar gezeigt 
hat, als 17 Prozent der 18- bis 29-Jãhrigen 
über die Masseneinwanderungsinitiative 
abgestimmt haben. <<Politikdistanz» 
nennt Grossegger das Phãnomen. 

Das hat nicht nur mit urchigen Ritua­
len in Parlamenten und Stimmlokalen 
zu tun, mit denen junge Menschen 
immer weniger anfangen konnen. Ein 
tieferer Grund dürfte im <<Optimismus­
Pessimismus-Paradoxon>> liegen, wie 
Beate Grossegger sagt: Es besagt, dass 
geradejunge ihre personliche Zukunft 
viel optimistischer einschãtzen als die 
der gesamten Gesellschaft. Dieses 
Phãnomen habe sich zuletzt zugespitzt, 
sagt Grossegger. Eine Studie ihres 
Wiener Instituts zeigte vor drei]ahren: 
W o sich 64 Prozent der Osterreicher 
zwischen 14 und 29 Jahren für ihre 
eigene Zukunft <<eher zuversichtlich» 
gaben, waren es n ur 22 Prozent, die für 
di e Gesellschaft genauso optimistisch 
waren. Kurzum: Die Vorstellung, dass 
di e eigenen Perspektiven eng mit denen 
des Gemeinwesens verlmüpft sind, 
existiert nur noch für eine Minderheit. 

Und so ersetzt das Vertrauen immer 
mehr die Verantwortung. Bis in die Acht­
zigerjahre hinein waren die]ugendkultu­
ren gewillt, di e Zukunft zu übernehmen. 
<<Wir wollen di e Welt, un d wir wollen si e 
jetzt», sang]im Morrison 1967. Und auch 

Si e vertreten eine Minderheit: Schüler debattieren im Rahmen einer Projektwoche im Nati onal 

das <<No Future» der Punks galt keines­
wegs ihnen selber, sondern, wenn man 
den Sex Pistols richtig zuhort, der 
englischen Konigin und ihrem <<faschisti­
schen Regime». Der Song zum Slogan 
ldang, als schreddere er gerade das 
System. Dieser optimistische Furor ist 
aus der jugend- und Popkultur ver­
schwunden. Und einer genauso !aut 
agitierten Lethargie gewichen. So san­
gen die Wavves vor drei]ahren zur 
Gischt ihrer Stromgitarren: <<Das wãr 
schon was, di e W e! t anzupacken.» N ur, 
um die Zeile so Iange zu wiederholen, 
bis kein Zweifel mehr bestand: Dieser 
Vorsãnger wird die Welt nicht einmal 
mit dem Stecldein anfassen. 

DerTag, als di e Hoffuung starb 
Zwei Generationen nachjim Morrison 
ist diese Welt nichts mehr, was man 
haben mochte. Vielleicht war es der 
5. April 1994, als von d er Jugendkultur 
der letzte Rest an Hoffnung abfiel, die 
W e! t verbessern zu konnen. An diesem 
Tag erschoss sich Kurt Cobain, der als 
letzter Rockstar angestürmt war gegen 
einen Marld: un d eine Politik, di e j e des 
jugendliche Nein so lange in den 

Schwitzkasten ihrer Umarmung neh­
men, bis esja zu sagen lernt. 

Diejugendkultur hatte den bürgerli­
chen Lebensstil infiltriert, worüber 
Cobain aber n ur h6hnen konnte. In 
sein em grossten Hit sang er über das 
Parfüm <<Teen Spirit» und die Fãhigkeit 
der Industrie, den Geruch der Jugend 
anzunehmen - und zu zerstãuben. Nun, 
seit 1994 hat die]ugend ihren symboli­
schen Einfluss auf Kunst und Konsum 
nochmals ausgebaut. Doch verlor sie 
gleichzeitig, weil ihr Anteil an der 
Bev6lkerung stãndig sinkt, an real em 
Impact. Und an Wohlstand und Sicher­
heit: Gerade hat das Pew Research 
Center in Washington D.C. in einer 
Studie gezeigt, dass di e 18- bis 33-jãhri­
gen US-Amerikaner heute über weniger 
Arbeit, Einkommen und Vermogen 
verfügen als die zwei Generationen vor 
ihnen, als si e im gleichen Alter waren. 
Ein Befund, der auch denjungen in der 
Schweiz gu t bekannt ist. 

Hinter der politischen Abstinenz steht 
also nicht nur Desinteresse. Sondern auch 
Desillusion, verbunden mit den ver­
innerlichten Prinzipien einer neuen, 
neo libera! en Arbeitswelt, di e auf flexible 
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die Masseneinwanderungsinitiative beteiligt. 
e s gu te Gründe dafür. Christoph Fellmann 

ratssaai. Di e meisten ihrer Altersgenossen interessieren sich nicht für Politik. Foto: Keystone 

Anpassung setzt. <<Niemer het z tiie l 
Niemer het Zyt>>, fassen]eans for Jesus 
aus Bern dieses Le ben auf ihrem e ben 
erschienenen Debütalbum zusammen. 
Un d es setzt sich fort in den sozialen 
Netzwerken, wo das <<Übermãssige Be­
kenntnis zum echten Selbst>>, wie es 
Beate Grossegger formuliert hat, die Wahr­
heit n ur schlecht kaschiert: <<In den Selbst­
portrãts, die]ugendliche ins virtuelle 
Schaufenster stellen, zeigt sich ein 
Bekenntnis zu wettbewerbsorientiert­
erfolgsgesellschaftlichen Prinzipien, die 
die Welt der Erwachsenen prãgen.>> Das 
Facebook-Konto als Profitcenter im 
Kampf um Profil un d Aufmerksamkeit. 

Bloss kein Brnch d er Normen 
Der gute alte Generationenkonflikt ist 
damit ausgerãumt. Die Welt der Jungen 
gleicht der Welt d er Erwachsenen, un d 
die Zeiten, da man am Gymnasium und 
im Studium noch genügend Zeit hatte, 
nebenher die Welt zu retten, sie sind 
vorbei. Di e Ausbildung ist auch in 
geistigen und künstlerischen Studien­
gãngen in Stundenplãnen organisiert 
un d wird zu Punkten verrechnet. Und 
nach Abschluss geht si e im Kampf um 

Sldlls nahtlos in di e Fortbildung über. 
Marlis Buchmann, Leiterin desJacobs 
Center für Jugendforschung am Soziolo­
gischen Institut der Uni Zürich, glaubt, 
dass die Bologna-Reform aufs politische 
Engagement der Studenten drückt: <<Das 
neue System macht die Studien nicht 
nur hãrter, es fõrdert auch das Kallcül: 
Man wãgt einen Einsatz danach ab, wie 
viele Punkte man dafür kriegt.>> 

Auch im studentischen Milieu, wo 
sichjugendkultur und Protest traditio­
nell zuerst zeigen, ist eine pragmatische, 
realistische Generation am Werk. «Nor­
mopathen>> ,  wie Beate Grossegger sie 
nennt, <<di e sich gezielt an akzeptierten 
Normalstandards orientieren.>> Denn 
nicht d er Bruch mit den Standards führt 
in die halbwegs sichere Zukunft, son­
dern ihre Einhaltung. Also werden hier, 
mit einiger Zuversicht, Zeit und Engage­
ment investiert. Di ese jungen Menschen 
sind schweigend einverstanden, weil 
ihre Zukunft schon jetzt davon abhãngt. 
Nicht erst, wenn sie erwachsen sind. 

Video Jugendliche erkl�ren. wieso di e Politik 
sie kaltl2sst 
www.politikverdruss.derbund.ch 

lnitiative für ei n 
Minarettverbot 

Traumhafte 
Wachstumsraten 

Di e Jungparteien boomen, 
weil si e ihre Anhãnger 
geschickt mobilisieren. 
Beat Metzler 

Wãren die]uso ein Privatunternehmen, 
würde d er CEO von <<traumhaften Wachs­
tumsratem> schwãrmen. Seit 2008 konn­
ten die jungsozialisten ihre Mitglieder­
zahl verdreifachen, von 1090 auf 3159. 
Noch steiler bergauf geht es bei denjun­
gen Grünen, von 300 Mitgliedern 2010 
sind sie auf gu t 1500 gewachsen. 

Auch die restlichen]ungparteien ver­
melden <<Tendenz steigend>>. Exakte Zah­
len kõnnen sie aber nicht liefern, weil 
si e stark kantonal organisiert sind. <<Den 
Aufwãrtskurs bemerken wir daran, dass 
sich mehr Junge für Veranstaltungen 
und Initiativen einsetzen>>, sagt Maurus 

Zeier, Prãsident der Jungfreisinnigen. 
Aus diesem Erfolg kõnne manjedoch 

n ur bedingt auf die Politisierung der Ju­
gend schliessen, heisst es bei den Jung­
parteien. D en Aufstieg de r letzten Jahre 
verdankten sie vor allem ihrem profes­
sionelleren Vorgehen. Mit frischen Auf­
tritten (Joint rauchend, o ben ohne) und 
frischen Ideen sicherten sich besonders 

]uso und]unge Grüne mediale Aufmerk­
samkeit. Vom Wirbel profitieren wie­
derum die bürgerlichen]ungparteien. 

U m nicht wieder zu schrumpfen, hãlt 
sich der Parteinachwuchs mit Aktionen 
und Initiativen im Gesprãch: <<Wenn wir 
uns nicht stãndig bemerkbar machen, 
flaut das Interesse schnell ab>>, sagt 
Anian Liebrand, Prãsident der Jungen 
SVP. Wichtig sei ein Gespür für Anliegen, 
welche die Jungen beschãftigten, sagt 
Andreas Lustenberger, Co- Prãsident der 
Jungen Grünen. Am besten erarbeite 
man diese zusammen mit der Basis. 

Beliebt sind Themen, welche die Le­
benswelt der Jugendlichen direkt betref­
fen. Di e junge SVP fõrdert di e Legalisie­
rung von S n us, d en unter Jungen belieb­
ten Mundtabak. Die Jungen Grünen 
p unkteten mit der Forderung zur Ab­
schaffung der Wehrpflicht. 

Die Juso setzen lieber auf die <<gros­
sen Fragen»: Wer hat di e Macht im Lan d? 
Wie erreicht man Gerechtigkeit? <<Wenn 
wir solche Themen in eine griffige Vor­
lage wie die 1:12-Initiative verpacken, 
dann beschãftigt das sehr viele Junge>> , 
sagt]uso- Prãsident Fabian Molina. 

DieHennnung vorderUrne 
Die Prãsidenten sagen, dass sie die meis­
ten Jungen als politisch interessiert 
wahrnehmen. Die tiefe Beteiligung am 
9. Februar überraschte deshalb. Erklã­
rungen dafür liefem si e verschiedene: 
e Das Thema der Vorlage blieb zu ab­
strakt un d symbolisch. 
e Die Jungparteien haben zu wenig 
über die sozialen Medien mobilisiert. 
e Die Abneigung, an die Urne zu gehen, 
ist unter vielen ]ugendlichen gross. 
e Wohlstand vermittelt das trügerische 
Gefühl, dass alles gut laufe. 

Einig sind sich die Prãsidenten, dass 
die Schulen den wichtigsten Beitrag an 
die Politisierung leisten. Als vorbildlich 
loben sie YoungZH. Zu diesem Verein ha­
ben sich Zürcher Jungparteien zusam­
mengeschlossen, um an Schulen Vor­
trãge und Diskussionen durchzuführen. 
<<Wenn Junge über Politik reden, wirkt 
das auf junge viel überzeugender, als 
wenn es ãltere Mãnner tun», sagt Adrian 
Moser, abtretender Young-ZH- Prãsident 
un d Prãsident der Jungen Zürcher CVP. 
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«Wir sind ein bisschen faul» 

Blerta (29) 
Studentin 

<<Worum ging es 
denn bei der letz­
ten Abstimmung? 
Stimmt, die Mas­
seneinwanderung. 
Ich habe nicht ab­
gestimmt. Ich leme 

gerade auf Prüfungen, arbeite drei 
Abende die Woche arn Ernpfang eines 
Fitnesscenters und bin ziemlich unter 
Druck. Mich mit dem Thema vertieft 
auseinanderzusetzen, dazu bin ich 
schlicht nicht gekommen. Das Thema ist 
heikel, un d ich hãtte es schwierig gefun­
den, Position zu beziehen. Mein Gross­
vater ist aus Albanien in die Schweiz ge­
zogen. Meine Wurzeln hãtten mir einJa 
eigentlich verboten. Und doch: Ich kann 
die Argurnente der SVP nachvollziehen. 
Ich denke, wir Jungen sind einfach ein 
bisschen faul, für uns rnuss alles schnell 
gehen. Wãre das Abstimmungsproze­
dere einfacher- zum Beispiel per Smart­
vote mõglich -, würden wohl mehr von 
uns abstimrnen.>> 

Paula (18) 
Gymnasiastin 

<<Ich habe zurn ers­
ten Mal abgestimmt, 
für mich war es ein 
klares Nein. Wir 
brauchen die Aus­
lãnder für Arbeiten, 
die wir nicht rna­

chen kõnnen oder wollen. Den Dichte­
stress, d er offenbar viele zu einern J a be­
wogen hat, nehme ich nicht wahr. Es ist 
rnir a b er bewusst, dass ich als Gyrnnasias· 
tin privilegiert bin. Ich rnuss nicht be­
fürchten, dass rnir jernand di e Stelle weg­
schnappt, und habe Zeit, mich eingehend 
mit Themen zu beschãftigen. Dass je­
mandJa gestimmt hat, kann ich nachvoll­
ziehen. Nicht aber, dass er oder sie nicht 
abgestimmt hat.Jeder sollte sich mit Poli­
tik befassen, sie bestimmt unser Leben. 
Ich glaube nicht, dass online mehr Junge 
abstirnrnen wiirden als brieflich, es 
kommt auf dasselbe raus. Dass die 50-Jãh­
rigen die Vorlage entschieden haben, 
finde ich nicht schlimm: Si e sin d erfahren 
und irnmer noch am Bal!.» 

Anzeige 

Giorgio (18) 
Gymnasiast 

<<lch habe ein über­
zeugtes Nein in die 
Urne gelegt. Ich b in 
links eingestellt un d 
finde es unfair, 
wenn Leute, die für 
uns arbeiten, ihre 

Familie nicht nachziehen dürfen. Letzt­
lich erschwert das nur die Integration. Es 
ist peinlich, dass von den unter 30-Jãhri­
gen nur 17 Prozent abgestimmt haben. 
Gerade uns Junge betrifft das Thema 
doch am meisten. Viele haben wohl an­
deres am Hut, sind rnit sich beschãftigt, 
ihrer Zukunft, ihren Beziehungen. Dass 
die Jugend nur über soziale Medien an­
sprechbar sein soll, halte ich für ein Kli­
schee. Gãbe es eine Abstimmungs-App, 
wiirde das Resultat nur noch willlcürli­
cher ausfallen. I eh finde es daher richtig, 
dass die Abstimrnungsunterlagen reizlos 
und neutral daherkommen. Politik sollte 
vor allem auch in der Schule eine grõs­
sere Rolle spielen, so wãren alle gezwun­
gen, sich damit zu beschãftigen.>> 

Ludovic (29) 
Coiffeur 

«lch bin seit zwei 
Jahren Schweizer 
und habe noch nie 
abgestimmt. Die 
Unterlagen landen 
immer gleich im Alt­
papier. Die Schweiz 

wãre heute nicht das, was sie ist, hãtte 
rnan grõbere Fehler gernacht. Solange es 
uns so gut geht, kõnnen wir uns auch 
raushalten. In meinem Urnfeld denken 
viele wie ich: Wir sind grundsãtzlich 
zufrieden und zu sehr mit uns selbst be­
schãftigt, um uns auf Abstimmungen ein­
zulassen. Die in den 70er-Jahren Gebore­
nen sind noch engagiert, die in den 80er­

Jahren Geborenen etwas faul und die in 
den 90er-Jahren Geborenen so richtig 
faul. Schlirnm finde ich das nicht. Beruf­
lich bin ich oft aufReisen, un d nach dem 

]a zur Masseneinwanderung habe ich eine 
gewisse Spannung uns Schweizern gegen­
über gespürt. Das wird sich wieder legen. 
Über ein Thema wiirde ich abstimmen: 
einen lãngeren Vaterschaftsurlaub.>> 

Peppoli 
Chianti classico docg, 2011 
Meisterwerk von Antinori 

Tradition- modern interpretiert. 

Nach reifem Obst un d Nüssen duftend. 
Ein herrlicher Chianti, stoffig und zartfruchtig. 

Am liebsten zu Pasta mit Fleischsaucen. 

�!Jud4 
Spezialangebot unter www.bindellaweine.ch 

CHF 15.60 netto stattCHF 19.50, 75 cl,gültig bis4.5.2014 

Cantina allegra. 

Degustieren Sie kostcnlos unsere Promotionswcine. 
Am 26. April im Ristorante Verdi in Bern. Von 11 bis 16 Uhr. 
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